 Gefeßblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— . — 


Nr. 18 Ausgegeben Danzig, den 10. April 1924 


— —— — — — — — — 
Inhalt. Vorläufiges Haus haltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1924 (S. 101). — Geſetz zur Abänderung 
des Geſetzes betreffend die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung 
vom 27. März 1923 zu erhebenden Gerichtskoſten uſw. (S. 101). — Geſetz über die Gemeindewahlen (S. 105). — 
Gemeindewahlordnung (S. 10%. — Verordnung zur Aenderung der Telegraphenordnung (S. 109). — Ver- 
ordnung zur Aenderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienſt (S. 109). 


50 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Vorläufiges Haushaltsgeſetz 
für das Rechnungsjahr 1924. Vom 2. 4. 1924. 
Einziger Artikel. 

Der Senat wird ermächtigt, bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungs⸗ 
jahr 1924 die Verwaltung der Freien Stadt Danzig hinſichtlich der laufenden Einnahmen und Ausgaben 
auf Grund des Haushaltsplans für 1923 zu führen mit der Maßgabe, daß bei den Ausgabeanſätzen 
für 200 Reichsmark 1 Gulden zu rechnen iſt. a - 

Danzig, den 2. April 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Ing. Leske. 


51 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung des Geſetzes betreffend die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 
in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 zu erhebenden Gerichtskoſten, der Gebühren: 
ordnung für Notare vom 27. März 1923 ſowie des Geſetzes betreffend die nach den bisherigen 
preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 
27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392, 426, 430) in der Faſſung des Geſetzes vom 22. Ottober 1923 
(Geſetzbl. S. 1094), der Verordnung betreffend die Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden 
vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1101) und der Verordnung vom 3. November 1923 (Geſetzbl. 
S. 1242). Vom 8, 4 1924, a 
Artikel J. 
Das preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 
(Geſetzbl. S. 392) wird wie folgt geändert: 
J. 8 16 erhält folgende Faſſung: 
Der Senat kann anordnen, daß die Entrichtung von Koſten durch Marken zu erfolgen hat. 
2. Im 8 22 werden die Zahlen „3000“, „100 000“ und „200“ durch die Zahlen „4500 “% „150 000“ 
und „300“ erſetzt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 4. 1924 


nr 


3. Der 8 31 erhält folgende Faſſung: | E 
() Der Mindeſtbetrag einer Gebühr ift 3 Gulden, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein geringerer 
Gebührenbetrag beſtimmt iſt. y f 
(2) Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch 10 teilbar find, mp auf volle 10 Pfennige 
aufzurunden. 
(3) Hinſichtlich der Abrundung der Stempelbeträge bewendet es bei den Vorſchriften des 
Stempelgeſetzes. f 
4. Der $ 32 erhält folgende Faſſung: 
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 


1. bis 50 Gulden einſchließlichchch e. 3 Gulden 
2. von mehr als 50 Gulden bis 100 Gulden einſchließlich 4 „ 
3. Wasta 100. 2, 5 200 Sora V L 9 
2% 3 200 „ 7 II Bw u Ser m 
B 1 08; 5 500 „ c 18 
8 E 500 „ „ 1 6 12:77 
8 u rat „00 ZT 19%, 
88 „„ 9 7 1 3.200 < 7 TE 
8 REN HHH > „ 500 " 20’; 
1 * . „ S S 
11 3 „ 6500 % 3 5 
2 * ee 1 „ 4000 „ L 88 CHS 
TT < ST er , # 4077100 
Id. „, sooo, „ , V 8 
8 N RN N; UT 3 „ 
18 A 1 1 . ee 4 704 a 
II „ „ 1 1 \ „ e z e 
3 „ „ „ 10000 „ 5 88 
19. 3 „ „ 10000 „ „ 2000 „ K 100 = 
0. „ 11.1 1 0 „ 9 N 5 
71 e Bi, hr E 117 
a E e HRH S~ e RUH S 142 „ 
EB ieee TR 0000 Ç Tp 
24. „ BEN % (1 7 1 0 „ 22000 „ 7 1704 3P 
25. n L n 22 000 H H 24 000 1 " 184 n 
26. L n n 24 000 n " 26 000 L n 198 P 
27. L L H 26 000 H " 28 000 H " 212 H 
28. " n " 28 000 L n 30 000 * n 226 * 
29. H H 7 30 000 L L 35 000 H n 260 L 
1 E „ „ 40 000 „ E 294 „ 
SEE „ „ 50 000 „ Ç T 
ERS 24 „ „ 50000 „.. „ 60 000 „ N 3904 „ 
83. „ „ „ 0 000% „ „ 70000 „ L 444 „ 
„ „ „ 111 1 7: DEE „ 80 000 „ 2 494 „ 
2 35. n n n 8⁰ 000 n " 90 000 N n 544 U 

85 6 . 90 00 „ „ 100 000 „ 594 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 10 000 Gulden und die Gebühren um je 25 Gulden. 
5. Der Höchſtwert im $ 38 Abſ. 4 Satz 2 und im S 38 Abſ. 5 wird auf je 300000 Gulden feſtgeſetzt. 


SI 


9. 


10. 
11. 
12. 
13. 


18. 
19. 
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Der 8 46 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 4 f 


Der Wert des Gegenſtandes iſt, ſoweit ein beſtimmter Geldwert nicht erhellt, zu 30 000 


Gulden, ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 750 Gulden anzunehmen. 
Im 8 46 Abſ. 3 fällt der dritte Satz fort. 
Im 8 48 Abſatz 2 werden die Worte „1 Gulden“ und „0,80 Gulden“ durch die Worte „drei 


Gulden“ und „1,50 Gulden“ erſetzt. 

Im 8 49 

a) werden in Abſatz 1 Satz 2 die Zahl „1“ durch die Zahl „2“ erſetzt, 
b) erhält der Abſatz 2 folgende Faſſung: 

Findet die Aufnahme eines Wechſelproteſtes durch einen Gerichtsſchreiber jtatt, jo werden 
fünf Zehntel der vollen Gebühr erhoben. Die Wegegebühr beträgt in dieſem Falle ein Zwanzigſtel 
der vollen Gebühr, mindeſtens aber 1,50 G. 

Im 8 50 Abſ. 1 Ziff. 2 werden die Zahlen „1“ und „10“ durch die Zahlen „1,50“ und „30“ erſetzt. 

Im 8 51 Satz 1 tritt an die Stelle der Zahl „20“ die Zahl „75“. 

Im 8 64 Abſ. 2 Satz 1 werden die Worte „jedoch höchſtens 20 Gulden“ geſtrichen. 

Die Gebühren im § 69 Nr. 1a werden feſtgeſetzt auf 

240 Gulden, wenn der jährliche Gewerbeertrag 75000 Gulden oder mehr oder der Wert des 
Gewerbekapitals 1 500 000 Gulden oder mehr beträgt, 

120 Gulden, wenn der jährliche Gewerbeertrag 30 000 bis ausſchließlich 75 000 Gulden oder der 
Wert des Gewerbekapitals 225 000 bis ausſchließlich 1500 000 Gulden beträgt, 

60 Gulden, wenn der jährliche Gewerbeertrag 6 000 bis ausſchließlich 30 000 Gulden oder der 
Wert des Gewerbekapitals 45 000 bis ausſchließlich 225 000 Gulden beträgt, 

30 Gulden, wenn der jährliche Gewerbeertrag 2 500 bis ausſchließlich 6000 Gulden oder der 
Wert des Gewerbekapitals 4 500 bis ausſchließlich 45 000 Gulden beträgt, 


6 Gulden, wenn der Gewerbebetrieb wegen geringen Gewerbeertrages oder Gewerbekapitals 
von der Gewerbeſteuer befreit iſt. 


Im 8 72 Abſ. 2 wird die Zahl „150“ durch die Zahl „3“ erſetzt. 
5. Im 8 77 werden in Ziffer 1 die Zahlen „0,50“ und „150“ durch die Zahlen „1,30“ und „3,90“, 


in Ziffer 2 die Zahlen „1“, „0,50“ und „2“ durch die Zahlen „1,30“, „1,30“ und „3,90“ erſetzt. 


Im 8 80 Abſ. 1 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „jedoch mindeſtens 0,50 Gulden und 


höchſtens 2 Gulden“ die Worte „bis zum Höchſtbetrage von 15 Gulden“. 


Der Abf. 1 des 8 90 erhält folgende Faſſung: 


Bei anderen Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften und bei Vormundſchaften ift von dem Ver⸗ 
mögen des Mündels, Pflegebefohlenen oder unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes, auf welches 
nd die Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft erſtreckt, von je 750 Gulden des Vermögens 
1,50 Gulden zu erheben. Die für Beträge von je 750 Gulden beſtimmten Gebühren werden auch 
für die nur angefangenen Beträge voll in Anſatz gebracht. 

Im 8 93 Abſ. 2 wird die Zahl „500“ durch die Zahl „1500“ erſetzt. 
Im 8 103 Abſ. 1 Ziff. 2 und 3 werden die Zahlen „10“ und „20“ durch die Zahlen „30“ und 
„75“ erſetzt; die Worte „mindeſtens 1 Gulden und“ werden geſtrichen. 

Im 8 105 Abſ. 2 werden die Worte „mindeſtens jedoch 0,50 Gulden und“ und die Worte „mindeſtens 
jedoch 1 Gulden und“ geſtrichen, ) 

ferner werden die Zahlen „10“ und „20“ durch die Zahlen „30“ und „75“ erſetzt; vor dieſen 
Zahlen wird das Wort „jedoch“ eingeſchaltet. 


Im 8 107 Abſ. 1 werden die Worte „mindeſtens auf 1 Gulden und“ geſtrichen, die Zahl „20“ 


wird durch die Zahl „75“ erſetzt. 
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22. Im 8 113 Abſ. 1 Satz 1 werden die Zahlen „5“ und „3“ durch die Zahlen „9“ und „6“ erſetzt. 
23. Im 8 114 werden * 
a) im Abſ. 1 Satz 1 die Worte „0,50 bis 1,50 Gulden“ durch die Worte „1,50 bis 3 Gulden“, 
b) im Abſ. 2 die Zahlen „150“ und „5000“ durch die Zahlen „500“ und „20000“ erſetzt. 
24. Im 5 140 Ahſatz 3b werden die Worte „mindeſtens 0,50 Gulden und“ geſtrichen; die Zahl „5“ 
wird durch die Zahl „20“ erſetzt. 
Artikel II. 


Die Gebührenordnung für Notare in der Faſſung des Geſetzes vom 27. März 1923 (Geſetzbl. 

S. 426) wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 3 wird die Zahl „1,50“ durch die Zahl „3“ erſetzt. 
2. Der 8 4 erhält folgende Faſſung: Ñ 
Volle Gebühr im Sinne dieſer Gebührenordnung iſt die im S 32 des Preußiſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung beſtimmte Gebühr. 

Im 8 12 Abſ. 2 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „30“ erſetzt. 

4. Im 8 13 werden die Zahlen „0,10“ bezw. „0,15“ bezw. „0,50“ durch die Zahlen „1,50“ bezw. 
„2“ bezw. „3“ erſetzt. 

5. Im 8 14 Abſ. 1 Ziff. 1 treten an die Stelle der Worte „vom Betrage“ die Worte „von den auf 
volle 10 Gulden aufgerundeten Summen“, ferner werden die Zahlen „1000“ und „10000“ durch 
die Zahlen „1500“ und „15000“ erſetzt. 

6. Im 8 15 Abſ. 2 wird die Zahl „0,50“ durch die Zahl „3“ erſetzt. 


Artikel III. 


Das Geſetz betreffend die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren 
der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 430) wird dahin geändert: 
I. Der Art. III erhält folgende Faſſung: | 
Volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes iſt die im 8 32 des Preußiſchen Gerichtskoſten— 
geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung beſtimmte Gebühr. Die Vorſchriften des § 31 Abſ. 1 
und 2 daſ. finden entſprechende Anwendung. ; 
2. Im Art. 21 wird die Zahl „0,05“ durch die Zahl „1,50“ erſetzt. 


Artikel IV. 


Die Vorſchriften des § 137 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, des § 27 der Gebührenordnung 
für Notare und des Art. III des Geſetzes betreffend Abänderung des Geſetzes enthaltend die preußiſchen 
Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in 
der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 — Geſetzbl. S. 389 — finden entſprechende 
Anwendung. 


E v 


Artikel V. 
Das Geſetz tritt mit dem zweiten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Geſetze, wie ſie ſich durch die Abänderungen 
infolge dieſes Geſetzes ergeben, im Geſetzblatt neu zu verkünden. 


Danzig, den 8. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. x 


Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
Sala hola Ve 0 
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52 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit e wird: 
Geſetz 2 
über die Gemeindewahlen. Vom 4. 4. 1924. 
81, 


Die Wahl der Gemeindevertretungen der Stadt- und Landgemeinden erfolgt auf 4 Jahre. 
Gewählt wird an einem Sonntag des Monats November. Den Wahltag beſtimmt der Senat. Grund⸗ 
ſätzlich ſollen die Wahlen zum Volkstag und zu den Gemeindevertretungen nicht zuſammenfallen. Die 
Amtsdauer läuft vom 1. Januar des der Wahl folgenden Jahres ab. 

Erſtmalig haben die Wahlen nach Maßgabe dieſes Geſetzes an einem Tage bis zum Ablauf des 
Monats Mai 1924 ſtattzufinden. Die Amtsdauer der erſtmalig gewählten. WT ba läuft 


vom 1. Juni 1924 bis 31. Dezember 1924. 


8 2. 
Wahlberechtigt ſind alle Danziger Staatsangehörigen, die am Wahltage mindeſtens 20 Jahre 


alt ſind und ſeit mindeſtens 6 Monaten ununterbrochen ihren Aufenthalt im Gemeindegebiet haben. 


Auf die Ausſchließung vom Wahlrecht und die Behinderung in ſeiner Ausübung finden die Beſtimmungen 


des § 2 des Volkstagswahlgeſetzes vom 6. September 1922 (Geſetzbl. S. 420) Anwendung. 

Wählbar ſind die nach Abſatz 1 Wahlberechtigten, die am W MENDEIDENE das 25. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben. 

8 8. N 

Wählen kann nur, wer in die Wählerliſte oder Wahlkartei der Gemeinde eingetragen it. Auf 
die Anlage der Wählerliſte und Wahlkarteien, ihre öffentliche Auslegung, die Eintragungen in ſie und 
die Einſprüche gegen die Eintragungen finden die Vorſchriften des S 11 Abſatz 1 und 812 des Volkstags⸗ 
wahlgeſetzes entſprechende Anwendung. X 

8 ' 
Die Zahl der Stadtverordneten oder Gemeindevertreter muß wüindeſtens⸗ raih Auf über⸗ 
einſtimmenden Antrag des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung kann die Zahl durch den 
Senat herabgeſetzt werden. Durch Ortsſatzung kann die Zahl erhöht werden, und zwar in Gemeinden 
von 1000 bis zu 15000 Einwohnern für jede angefangenen 1000, bei mehr als 15 000 bis 
30 000 Einwohnern, für jede angefangenen weiteren 2000, bei mehr als 30 000 bis 60 000 
Einwohnern für jede angefangenen weiteren 3000, bei mehr als 60 000 bis 300 000 Ein- 
wohnern für jede angefangenen weiteren 10 000 

um je einen Stadtverordneten oder einen Gemeindevertreter, aber nicht über 50 hinaus. 


- 


8 5. 
Die Wahl iſt unmittelbar und geheim und erfolgt nach den Grundjägen der aniier 
Jeder Wähler hat eine Stimme. 
§ 6. 
Für die Wahl kann der Gemeindevorſtand den Gemeindebezirk, in n. Abſtimmungsbezirke teilen. 
| 8.7. 
Von dem Gemeindevorſtande iſt für die Wahl ein Wahlvorſteher und ein Stellvertreter zu er— 


nennen. Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahlbezirks 2 bis 4 Beiſitzer und 1. RAN, 


gemäß Abſatz 1 zu bilden. 


führer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 
Bei der Bildung von Abſtimmungsbezirken iſt für jeden T ne ein maho 


$8. 
Späteſtens 14 Tage vor der Wahl ſind den Gemeindevorſtänden die Wahlvorschläge einzureichen. 
In Gemeinden über 10 000 Einwohner müſſen die Wahlvorſchläge von mindeſteas 15, in Gemeinden 


r 
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unter 10 000 bis 1000 von mindeſtens 9, unter 1000 von mindeſtens 5 Wählern unterzeichnet ſein. Die 
Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. f 

In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine Zuſtimmung dazu ſchriftlich 
erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am 14. Tage vor dem Wahltage dem Gemeindevorſtande 
eingereicht ſein. Andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

Ein Bewerber darf nur einmal vorgeſchlagen werden. 

Der S 14 Abſatz 4 und S 16 des Volkstagswahlgeſetzes findet Anwendung. 

5 8 9. l 

Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die Verbindung einzelner 
miteinander verbundener Wahlvorſchläge untereinander (Unterverbindung) iſt zuläſſig. 

Der 8 15 Abſatz 2 des Volkstagswahlgeſetzes findet ſinngemäß Anwendung. 


8 10. 
Die Wahlvorſchläge und Verbindungserklärungen ſind von dem Gemeindevorſtande zu prüfen. 
Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert oder zurückgenommen werden; 


das gleiche gilt für die zugelaſſenen Verbindungserklärungen. 


| § 11. 
x Der Gemeindevorſtand hat ſpäteſtens am 4. Tage vor der Wahl die Wahlvorſchläge ſamt 
Verbindungserklärungen in der zugelaſſenen Form in fortlaufender Nummernfolge in ortsüblicher Weiſe 
öffentlich bekannt zu geben. 812 
Die Wahlhandlung iſt öffentlich. s 
Auf die Wahl finden die Vorſchriften der 88 20, 21, 23, 24 Satz 1 und 2 des Vollstagswahl— 
geſetzes Anwendung. 5 13 


Nach Beendigung der Wahl hat der Wahlvorſtand die Wahlunterlagen unverzüglich dem Gemeinde⸗ 
vorſtande zu übergeben. 

Das Wahlergebnis iſt von dem Gemeindevorſtande unter ſinngemäßer Anwendung der 88 25 
bis 29 des Volkstagswahlgeſetzes in öffentlicher Sitzung feſtzuſtellen und öffentlich bekanntzumachen. 

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen 1 Woche nach der Bekannt⸗ 


| machung des Wahlergebniſſes bei dem Gemeindevorſtande Einſpruch erheben. 


- „Die Gemeindevertretung hat über die Einſprüche ſowie über die Gültigkeit der Wahl in folgender 
Weiſe zu beſchließen: 

1. Wird die Wahl eines oder mehrerer Gewählten wegen Mangels der Wählbarkeit für ungültig 
erachtet, ſo iſt nur die Wahl dieſer Perſon für ungültig zu erklären. 

2. Wird für feſtgeſtellt erachtet, daß mit der Vorbereitung der Wahl oder der Wahlhandlung 
Unregelmäßigkeiten vorgekommen find, die auf das Wahlergebnis von Einfluß geweſen ſein 
können, ſo iſt die ganze Wahl für ungültig zu erklären. 

3. Wird die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes für unrichtig erachtet, jo it die Feſtſtellung aufzu⸗ 
heben und eine neue Feſtſtellung des Wahlergebniſſes anzuordnen. 

§ 14. 

l Gegen den Beſchluß der Gemeindevertretung ($ 13 Abſ. 4) ſteht dem, der den Einſpruch erhoben 
hat und dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Eine 
Klage, die infolge Zurückweiſung des Einſpruchs erhoben wird, darf mit dem Klageantrage nicht über 
den Einſpruchsantrag hinausgehen. 

Die Klage hat auffchiebende Wirkung, außer in den Fällen, in denen die Wahlen für gültig oder 

nur gemäß 8 13 Abſ. 4 Ziffer 1 für ungültig erklärt worden iſt. Im letzteren Falle tritt der Erſatzmann 


gemäß $ 17 Satz 1 nicht eher ein, als der Beſchluß unanfechtbar geworden oder im Verwaltungsſtreit⸗ 


verfahren rechtskräftig beſtätigt iſt. : 


L 
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8 15. 

Iſt die ganze Wahl endgültig für ungültig erklärt, ſo hat ſpäteſtens binnen 1 Monat eine 
Neuwahl ſtattzufinden. c 

Iſt die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes endgültig aufgehoben, jo hat der Gemeindevorſtand 
das Wahlergebnis neu feſtzuſtellen. Er iſt hierbei an die Grundſätze der endgültigen Entſcheidung 
gebunden. Auf die Bekanntmachung und die Nachprüfung des berichtigten Wahlergebniſſes finden die 
Vorſchriften des 5 13 Abſ. 2 bis 4, des § 14 und des vorſtehenden Satzes Anwendung. 

§ 16. 

Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit während der Wahlzeit fort, jo ſcheidet der Gemeinde— 
vertreter aus der Gemeindevertretung aus. Darüber, ob der Fall vorliegt, beſchließt im Streitfalle die 
Gemeindevertretung. Gegen deren Beſchluß ſteht dem Gemeindevertreter binnen zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Die Klage hat keine auſſchiebende Wirkung, jedoch tritt der Erſatz⸗ 
mann gemäß $ 17 nicht vor rechtzeitiger Entſcheidung ein. ö 


§ 17. ee 
Wenn ein Gemeindevertreter die Wahl ablehnt oder vor Ablauf der Wahl ausſcheidet, oder 
wenn die Wahl eines einzelnen Gemeindevertreters für ungültig erklärt iſt, ſo tritt an ſeine Stelle der 
Bewerber, der in demſelben Wahlvorſchlag hinter dem Gewählten an erſter Stelle berufen iſt. 2 
Die Feſtſtellung des Erſatzmannes erfolgt durch den Gemeindevorſtand. Auf die Bekanntmachung 
und Nachprüfung der Feſtſtellung finden die Vorſchriften des $ 15, letzter Satz Anwendung. Iſt ein 
weiterer Bewerber in demſelben Wahlvorſchlag nicht vorhanden, ſo bleibt der Gemeindevertreterſitz unbeſetzt. 
S 18. E 
Gleichzeitig mit der Amtsdauer der Gemeindevertretung endet die Wahlzeit der im Amte befind⸗ 
lichen unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten), unbeſoldeten Gemeindevorſteher ſowie unbeſoldeten 
Schöffen. Die Neuwahlen haben alsbald ſpäteſtens binnen 4 Wochen nach der Wahl der neuen Gemeinde— 
vertretungen durch dieſe ſtattzufinden; die Ausſcheidenden haben jedoch bis zur Einführung der neu 
Gewählten ihre Amtsgeſchäfte fortzuführen. Die Wahlen erfolgen in öffentlicher Sitzung der Gemeinde⸗ 
vertretung unmittelbar und geheim nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 
§ 19. 
Die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften der Gemeindeverfaſſungsgeſetze und der ſonſtigen 
Geſetze werden aufgehoben. 
Das Geſetz über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten del Stadtgemeinde Danzig vom 
9. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1037) bleibt durch dieſes Geſetz unberührt. ç 


$ 20. 
Der Senat erläßt die zu dieſem Geſetz etwa notwendigen Ausführungsbeſtimmungen. 
Danzig, den 4. April 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


53 Auf Grund des $ 20 des Geſetzes über die Gemeindewahlen vom 4. April 1924 wird folgende. 
Verordnung erlaſſen: ER“ 


Gemeindewahlordnung. Vom 4. 4. 1924. 
8 1. 
Nach Ausſchreibung der Gemeindewahlen haben die Gemeinden eine Liſte der Gemeindewähler 
aufzuſtellen, für deren Inhalt und Form die Ss 1, 3 und 4 der Volkstagswahlordnung vom 20. April 
1923 (Geſetzbl. S. 523 ff.) entſprechende Anwendung finden. Wage Mra 
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82. 

In die Liſte find alle Gemeindewähler einzutragen. Im übrigen findet § 2 Abſ. 2 der Volks⸗ 
tagswahlordnung entſprechende Anwendung. 
y ç 8 3. 

Auf die Auslegung, Berichtigung und Abſchließung der Wählerliſten, ſowie die Herſtellung von 
Abſchriften finden die Vorſchriften der ss 13, 14, 15, 16, 17, 18 Abſ. 1 und 19 der Volkstagswahl⸗ 
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß der Tag, von dem ab die Wählerliſten und Wahlkarteien 
auszulegen ſind, von dem Gemeindevorſtand beſtimmt wird. 

Zur Einreichung von Wahlvorſchlägen und von Erklärungen über die Verbindung von Wahl- 
vorſchlägen hat der Gemeindevorſtand durch ortsübliche Bekanntmachung aufzufordern. Die Aufforderung 
ſoll ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahltage erfolgen. Im übrigen finden die Vorſchriften der 88 22, 
24, 25 Satz 1 und 26 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. Wahlvorſchläge und 
Verbindungserklärungen können auch vor der öffentlichen Aufforderung dem Gemeindevorſtand ein— 
gereicht werden. 6 s 5 

er Der Gemeindevorſtand hat die Vertrauensmänner unverzüglich zur Beſeitigung von Mängeln 
der Wahlvorſchläge und der gemäß 8 8 des Gemeindewahlgeſetzes erforderlichen Erklärungen aufzufordern. 
Im übrigen finden hinſichtlich der Mängelbeſeitigung der Wahlvorſchläge die 88 27, 28, 29 und 30 der 
Volkstagswahlordnung mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an Stelle des Wahlleiters und 
Wahlausſchuſſes der Gemeindevorſtand tritt. Ç 


$ 6. 
Auf die Zulaſſung der Wahlvorſchläge und der Verbindungserklärungen finden die Vorſchriften 
der SS 37, 38 und 39 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 

8 7. 

Auf die Beſtimmung der Wahlräume ſowie hinſichtlich der Bekanntmachung der Wahl finden 
die Vorſchriften der 88 42 und 43 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 
88. f 

Hinſichtlich der Stimmenabgabe für die Gemeindewahl finden die 88 44, 45, 40, 47, 48, 49, 

50, 51, 52 und 58 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 
2 8 9. 

Auf die Ermittelung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes in den Gemeindewahlen finden 
die Vorſchriften der 88 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61 und 62 der Volkstagswahlordnung entſprechende 
Anwendung. s 10 

Der Gemeindevorſtand beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung zur Ermittelung des Wahlergebniſſes 
und gibt ſie öffentlich bekannt. y t 

ber die Ermittelung des Wahlergebniſſes iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. Hinſichtlich der 
Feſtſtellung des Wahlergebniſſes finden die Vorſchriften der 85. 66, 67 und 68 der Volkstagswahlordnung 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Wahlausſchuſſes und des Wahlleiters der Gemeinde⸗ 
vorſtand tritt. Der Gemeindevorſtand veröffentlicht das Wahlergebnis der Gemeindewahl, die Namen 
der für gewählt Erklärten, der Erſatzmänner ſowie die Zahl der überhaupt und der für die einzelnen 
Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen und der abgegebenen ungültigen Stimmen in ortsüblicher Weiſe. 

8 11. 
Auf die Wiederholungswahl finden die Vorſchriften der 88 72, 73 und 74 der Volkstagswahl⸗ 
ordnung mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Wiederholungswahl bis ſpäteſtens binnen 
1 Monat ſtattzufinden hat. y 
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8 12. 
Für den Begriff des Wohnfitzes iſt §S 7 des B. G. B. maßgebend. 
8 1 . 


Dem Wahlvorſtande können für die Ermittelung des Abſtimmungsergebniſſes und die Herſtellung 
der Niederſchriſten Beamte oder ſonſtige geeignete Perſonen als Hilfsarbeiter durch den Gemeindevorſtand 
beigegeben werden. An der Beſchlußfaſſung des Wahlvorſtandes nehmen Hilfsarbeiter nicht teil. 

8 14. 

Die Koſten der Wahlen zu den Gemeindevertretungen ſind von den Gemeinden zu tragen. 
B 15. 

Die Beſchaffung der Wahlunterlagen iſt Sache der Gemeinden. 
§ 16. 

Dieſe Wahlordnung wird im Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig veröffentlicht. Sie tritt 
mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 

Danzig, den 4. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
54 Verordnung 


zur Anderung der Telegraphenordnung. Vom 5. 4. 1924. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzblatt S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 
Im $ 15 „Seetelegramme“ unter XIII erhält der 2. Abſatz folgende Faſſung: 
Für Danziger Stationen beträgt in der Regel 
a) die Küſtengebühr für das Wort 30 P, für ein Telegramm mindeſtens 3 G, 
b) die Bordgebühr für das Wort 40 P, für ein Telegramm mindeſtens 4 6. 
Vorſtehende Anderung tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 an in Kraft. 
Danzig, den 5. April 1924. a 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


55 Verordnung 
zur Änderung der Auweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 5. 4. 1924. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzblatt S. 47) wird die Anweiſung für den Funktelegraphendienſt vom 15. Juni 1913 nebft 
Anderungen wie folgt geändert: 

Im 8 10 erhält Punkt 1 folgende Faſſung: 

Für Danziger Stationen beträgt in der Regel 

a) die Küſtengebühr für das Wort 30 P, für ein Telegramm mindeſtens 3 6, 
b) die Bordgebühr für das Wort 40 P, für ein Telegramm mindeſtens 4 6. 
Vorſtehende Anderung tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 an in Kraft. 
Danzig, den 5. April 1924. 
Poſt- und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


— —. ———.——— 
en monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsa 
für die Seele Eicke C da S 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II wo 
Beftelungen haben bei der zuftändigen Poftanftalt zu erfolgen. Für Beamte (fiche Staatsanz. f. 1922, Nr. 87 8- 
preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,41 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. S E 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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